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Gernot Weißhuhn

Die „Akkreditierungsagenturen“ 
für Bachelor- und Masterstudiengänge 
Im Zuge des so genannten Bologna-Prozesses ist eine Umstellung der bisherigen 

deutschen Hochschulabschlüsse auf das angelsächsische Zweizyklen-System mit den 
Abschlüssen Bachelor und Master bis zum Jahre 2009 vorgesehen. Welche Rolle spielen 
bei der Umstrukturierung der Studiengänge die „Akkreditierungsagenturen“? Wie sind sie 

aus der Sicht der Theorie des Marktversagens zu beurteilen?

Absolventen des allgemeinbildenden Schulsystems 
(Sekundarbereich II) mit Hoch- oder Fachhoch-

schulreife stehen unter anderem vor der Entschei-
dung, das immaterielle „Produkt“ Hochschul- oder 
Fachhochschulausbildung als Studium einer be-
stimmten Fachrichtung nachzufragen. Festzuhalten 
ist zunächst, dass es sich dabei um die Nachfrage 
nach einem langlebigen Wirtschaftsgut handelt. Die-
ses immaterielle Bildungsgut besitzt Analogien zu 
einem materiellen Gut in der Investitionssphäre von 
Unternehmen. Dort werden physische Anlagegüter als 
Produktionsfaktor „Kapital“ dauerhaft im Produktions-
prozess eingesetzt.

Im Falle einer „Bildungsinvestition“ in eine hochqua-
lifi zierende Ausbildung handelt es sich um die Erstel-
lung von Humankapital beim Individuum.  Dabei wird 
davon ausgegangen, dass das erworbene „Produkt“ 
langfristig als Arbeitsinput im Produktionsprozess 
eingesetzt werden kann. Der „Bildungsinvestor“ steht 
dabei vor folgenden Entscheidungsproblemen:

• Eine hochqualifi zierende Ausbildung ist mit Unsi-
cherheiten über die Ausbildungskosten verbunden, 
die unter anderem den Lernmittelbedarf und die 
entgangene Einkommen betreffen. Hinzu kommt 
das Risiko, dass die getätigten Aufwendungen ver-
geblich sind, wenn das Ausbildungsziel infolge von 
Zertifi zierungshürden nicht erreicht wird.

• Es besteht Nutzenunkenntnis über die zukünftigen 
Erträge der zu erwerbenden Qualifi kation in Form 
von monetären Zusatzerträgen im Laufe der Nutzung 
der Qualifi kation im Erwerbsprozess sowie in nicht-
monetären Vorteilen, vor allem Arbeitszufriedenheit 
und Arbeitsplatzsicherheit.

• Die Nachfrage nach einer hochqualifi zierenden Aus-
bildung ist aber auch abhängig von der Qualität des 
angebotenen „Produkts“, hier: die Hochschulausbil-
dung in einer bestimmten Fachrichtung, insbeson-
dere im Hinblick auf deren langfristiger Verwertbar-
keit am Arbeitsmarkt. In Anbetracht der Vielzahl der 
Angebote von Studiengängen durch die einzelnen 
Hochschulen ist die Qualität derer „Produkte“ durch 
die Nachfrager kaum einzuschätzen, d.h. es beste-
hen Informationsdefi zite. Diese können nur zum Teil 
durch einen entsprechenden Informationsaufwand 
z.B. über Hochschulrankings beseitigt werden.

Marktprobleme bei hochqualifi zierter Ausbildung

Die genannten Kostenunsicherheiten und die 
Nutzenunkenntnis auf der Nachfrageseite sowie die 
Informationsdefi zite bezüglich der Angebotsqualität 
des Bildungsgutes stellen charakteristische Elemen-
te des Marktversagens bei Märkten für Nachfrage 
und Angebot eines immateriellen Gutes dar1, hier 
die „hochqualifi zierende Ausbildung in bestimmten 
Studienfachrichtungen“. Im Rahmen einer rein markt-
wirtschaftlichen Organisation des Bildungsmarktes 
für das immaterielle Gut „hochqualifi zierende Ausbil-
dung“ (differenziert nach fachrichtungsspezifi schen 
Produkten) könnten sich dennoch gleichgewichtige 
Marktpreise einstellen. In der einschlägigen Literatur 
ist aber seit langem herausgearbeitet worden2, dass 
folgende Probleme dabei auftreten werden:

• Zu geringe Nachfrage nach dem entsprechenden 
Produkt mit der Folge eines unzureichenden Arbeits-
kräfteangebots von Hochqualifi zierten, was unter 
anderem eine Wachstumsbarriere sein kann. Dieser 
Effekt resultiert vor allem aus den Grenzen der ver-
fügbaren Familieneinkommen in einkommensschwa-
chen Sozialschichten und der damit verbundenen 
Risikoaversion. Hinzu kommt, dass – unabhängig 
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1 Vgl. dazu vor allem M. F r i t s c h , T. We i n , H.-J. E w e r s : Marktver-
sagen und Wirtschaftspolitik, 4. Aufl ., München 2001, S. 294 ff.

2 Vgl. dazu z.B. die grundlegende Arbeit von U. v a n  L i t h : Der Markt 
als Ordnungsprinzip des Bildungsbereichs, München 1985.
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von den familiären Ressourcen – der spätere Nutzen 
infolge sehr langer Nutzungszeiträume  unterschätzt 
wird. Ferner besteht noch ein weiteres Kostenrisiko 
auf der Arbeitsangebotsseite. Im Zuge des raschen 
Wandels der Arbeitsplatzanforderungen sind beruf-
liche Weiterbildungsinvestitionen zu erwarten, deren 
Kosten zum Teil auch von den Arbeitnehmern3 zu 
tragen sind, deren Höhe aber ungewiss ist.

• Die Nachfrageseite kann nicht rasch auf veränderte 
Marktsignale reagieren, die die Ertragsaussichten 
der Verwertbarkeit des zu erwerbenden Gutes 
„hochqualifi zierende Ausbildung“ betreffen. Im 
Gegensatz zum Kauf eines physischen Sachgüter-
anlageproduktes in der Produktionssphäre erfolgt 
der Erwerb von individuellem Humankapital quasi 
„scheibchenweise“ im Zeitverlauf. Eine Revision der 
getroffenen Anfangsentscheidung ist demgemäß mit 
zusätzlichen Kosten verbunden. Die zuvor getätigten 
Aufwendungen sind überwiegend als „sunk costs“ 
anzusehen, da diese kaum einer weiteren Verwen-
dung, außer der „konsumtiven“ Nutzung des erlern-
ten Wissens, zugeführt werden können.

• Auf der Angebotsseite besteht zwar prinzipiell ein 
Anreiz, Informationen über die Qualität des Bil-
dungsgutes zur Verfügung zu stellen, um sich Wett-
bewerbsvorteile zu sichern. Die „Bildungsproduzen-
ten“ stehen aber vor dem Problem, glaubwürdige 
Signale über die zukünftige ökonomische Verwert-
barkeit des angebotenen „Produkts“ zur Verfügung 
zu stellen. Die dabei aufzuwendenden hohen Kosten 
der Informationsbereitstellung, z.B. weitreichende 
Arbeitsmarktanalysen und –prognosen über die Be-
schäftigungs- und Einkommensaussichten, könnten 
zu einem unzureichenden Angebot bezüglich der 
Informationen über die Bildungsqualität führen.

Weitgehende staatliche Regulierung des 
Bildungsmarktes

Aus den genannten Gründen ist in Deutschland seit 
langem der Markt für Bildungsnachfrage und –ange-
bot weitestgehend staatlich reguliert. Ausnahmen bil-
den privatwirtschaftlich fi nanzierte Berufsakademien 
und Hochschulen.

In diesem System werden folgende Strategien rea-
lisiert:

• Die öffentliche Subventionierung der Nachfrage 
nach hochqualifi zierender Ausbildung vor allem in 
Form der Übernahme der institutionellen Ausbil-
dungskosten der Hochschulen durch den Staat und 
der Gewährung von fast zinslosen Stipendien an die 

Nachfrager aus schwächeren Einkommensschichten 
der Bevölkerung.

• Die Erstellung des Angebots durch öffentliche In-
stitutionen (Hochschulen), verbunden mit deren 
weitgehender Einzelautonomie im Rahmen der 
Hochschulgesetzgebung des Bundes und der 
Bundesländer bei Vorgabe von Finanzrestriktionen 
(„Hochschulvereinbarungen“) bezüglich der Bereit-
stellung der fachrichtungsspezifi schen Studienange-
botskapazitäten, wie sie durch die Verordnung über 
die Kapazitätsermittlung, die Curricularnormwerte 
und die Festsetzung von Zulassungszahlen – Kapa-
zitätsverordung (KapVo), den Numerus clausus und 
die Zentralstelle für die Vergabe von Studienplätzen 
(ZVS) geregelt sind.

• Die Qualitätskontrolle des angebotenen „Produkts“ 
(hochqualifi zierende Ausbildung) der „quasi autono-
men“ Hochschulen durch die öffentlichen Institutio-
nen (Bund und Kultusministerien).

Gründe für Informationsdefi zite

Als Folge der skizzierten Marktunvollkommenheiten 
erstarrte vor allem die öffentliche Angebotsseite hin-
sichtlich der permanenten Anpassung ihres Produktes 
„hochqualifi zierende Ausbildung“ an Arbeitsmarktsig-
nale. Dies betrifft vor allem die langfristige Verwertbar-
keit des nachgefragten „Produkts“ aus der Sicht der 
Humankapitalinvestoren. Diese generelle Zurückhal-
tung – abgesehen von einer Reihe partieller Reformen 
der Studien- und Prüfungsordnungen und der Einfüh-
rung von neuen Studiengängen an einzelnen Hoch-
schulen – erklärt sich einerseits aus der gewachsenen 
Verkrustung der Entscheidungsstrukturen als Folge 
deren gesetzlicher Regelungen (unter anderem Stich-
wort „Gruppenuniversität“) innerhalb der Hochschulen 
und andererseits aus Informationsdefi ziten im Hinblick 
auf die Arbeitsmarktakzeptanz der entsprechenden 
hochqualifi zierten Ausbildungsgänge, d.h. das Fehlen 
von ausreichenden Knappheitssignalen.

Folgende Gründe sind für diese Informationsdefi zite 
verantwortlich:

• Die einzelnen Unternehmen/Betriebe bzw. deren 
Organisationen (Arbeitgeberverbände) stellen nur 
singuläre Bedarfsinformationen für Hochqualifi zierte 
zur Verfügung. Diese sind interessenorientiert sowie 
größtenteils nur auf kurzfristig erkennbare Mangelsi-
tuationen ausgerichtet.

• Die Arbeitskräftenachfrage von nicht privaten Ar-
beitgebern (Staat und non-profi t-Organisationen) 
signalisierte in der Vergangenheit aufgrund von Stel-
lenplänen zwar entsprechende Bedarfe an Hoch-
qualifi zierten. Diese Informationen sind derzeit für 
die Nachfrageseite (z.B. die Entscheidung für eine 

3 Vgl. z.B. M. P a n n e n b e rg : Weiterbildungsaktivitäten und Erwerbs-
biographie, Frankfurt a.M., New York 1995.
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Lehrerausbildung) in höchstem Maße unzuverlässig, 
da die Stellenbesetzungsplanungen der einzelnen 
staatlichen Institutionen (Bund, Länder und Gemein-
den) weitgehend von deren jeweiligen fi nanzpoliti-
schen Entscheidungen abhängen.

Im Zuge des so genannten „Bologna-Prozes-
ses“ wird eine vollständige Umstrukturierung des 
Studienangebots nach einzelnen Fachrichtungen 
durch die Hochschulen in Deutschland bis zum 
Jahr 2010 angestrebt. Im Mittelpunkt der Refor-
men des Bologna�Prozesses steht die Einführung 
der Studienstufen „Undergraduate“ (Bachelor) 
und „Graduate“ (Master) in Verbindung mit einem 
Leistungspunkte�System (ECTS) in den Ländern 
Europas. Als Hauptgrund für diese geradezu „revolu-
tionäre“ Umgestaltung des Produktangebots „hoch-
qualifi zierende Ausbildung“ in Form gestufter „Bache-
lor- und Masterstudiengänge“ durch die Hochschulen 
wird die zukünftige Schaffung eines europaweiten und 
auch international konkurrenzfähigen Humankapitals 
für deutsche Absolventen angeführt.

Zu vermuten ist, dass diese grundlegende bildungs-
politische Entscheidung für die Einführung vollständig 
neuer Studiengänge in einzelnen Fachrichtungen auf 
folgenden neuen Erkenntnissen beruht:

(1) Die Nutzenunkenntnis über den zukünftigen Ertrag 
der neuen Qualifi kationen (BA- bzw. MA-Abschluss) 
kann vermindert werden.

(2) Die Informationsdefi zite bezüglich der Qualität des 
herkömmlichen Produkts „hochqualifi zierende Aus-
bildung“ werden verringert bzw. beseitigt.

Einführung von gestuften Studiengängen 

In Bezug auf den ersten Punkt lässt sich zunächst 
feststellen, dass sich die Nutzenunkenntnis nicht 
verringern dürfte, da die Ertragsaussichten für das 
neue „Produkt“ für die Nachfrageseite im Vergleich 
zu den traditionellen Studiengängen in Deutschland 
noch ungewisser ausfallen, da für die Verwertbarkeit 
der MA-/BA-Abschlüsse keinerlei Erwartungswerte 
gegeben sind. Allerdings könnten sich verbesserte 
Ertragsaussichten aus der zunehmenden internatio-
nalen Wettbewerbsfähigkeit der Studienabschlüsse 
ergeben. Aber auch deren Ausmaß ist derzeit noch 
äußerst ungewiss. Daher ist zu befürchten, dass in der 
Übergangsphase der Einführung der neuen BA-/MA-
Studiengänge eine geringe Nachfrage nach diesen 
Ausbildungsgängen besteht4. Diese Unternachfrage 
wird erst dann verschwinden, wenn angebotsseitig 

nicht mehr die Alternative einer Wahl traditioneller 
Diplom- bzw. Magisterstudien- sowie Lehramtsstudi-
engänge besteht, d.h. die Nachfrage zwangsläufi g auf 
BA- bzw. MA-Studiengänge umgelenkt wird.

Die volkswirtschaftlichen Zusatzkosten für die Pa-
rallelbereithaltung der genannten traditionellen Studi-
enangebote in der Übergangsphase (bis 2009) und der 
neuen BA-/MA-Angebote müssten einer gesonderten 
Kosten-/Ertragsrechnung unterzogen werden, die 
aber hier nicht angestellt werden kann.

Die oben unter dem zweiten Punkt angeführten 
bestehenden Informationsdefi zite bei der Angebots-
erstellung der traditionellen Ausbildungsgänge sollen 
durch die Einführung vollständig neuer fachrichtungs-
spezifi scher Studienangebote verringert bzw. besei-
tigt werden. Dafür ist prinzipiell gemäß geltendem 
Hochschulrahmengesetz (HRG) und vorhandenen 
Beschlüssen der Kultusministerkonferenz (KMK) fol-
gendes Procedere vorgesehen:

• Die einzelnen Hochschulen (Universitäten, Fach-
hochschulen) können und sollen gestufte Studien-
gänge für einzelne Fachrichtungen mit BA- bzw. 
MA-Abschluss in modularisierter Form wegen der 
gewünschten internationalen Transferierbarkeit der 
einzelnen Studienmodule entwickeln und bereitstel-
len.

• Diese neu anzubietenden Studiengänge nebst 
Prüfungsordnungen werden durch die fachlich 
zuständigen Fachprofessoren/innen der einzelnen 
Hochschulen einschließlich Beteiligung der entspre-
chenden Hochschulgremien erarbeitet. Dabei sind 
das so genannte „berufsqualifi zierende Profi l“ sowie 
die „Employability“ darzustellen und ausführlich zu 
begründen.

• Die erarbeiteten Studiengangs- und Prüfungsord-
nungsentwürfe müssen anschließend so genannten 
Akkreditierungsagenturen (AKA) zugeleitet werden. 

Akkreditierung der Studiengänge

Offen ist zunächst, aus welchen Gründen sich die 
Agenturen etabliert haben. Institutionell könnte sich 
das Entstehen solcher Vereine dadurch erklären, dass 
das novellierte Hochschulrahmengesetz und die Kul-
tusministerkonferenz5 das Akkreditierungsverfahren 
quasi gesetzlich verankert haben, indem die Akkre-
ditierung neben die staatliche Genehmigung neuer 
Studienordnungen gestellt worden ist. Die Akkredi-
tierung, d.h. fachlich-inhaltliche Begutachtung der 

4 Vgl. dazu Hochschulrektorenkonferenz (HRK): Statistische Angaben 
zur Einführung von Bachelor- und Materstudiengängen, Akkreditie-
rung, Studierenden und Absolventen, Wintersemester 2004/05, 2004. 
Dort wird ausgewiesen, dass im Wintersemester 2002/03 nur 3,5% 
der Studierenden in BA/MA-Studiengängen immatrikuliert sind.

5 Vgl. Beschluss der Kultusministerkonferenz (KMK) vom 24.5.2002 
i.d.F. vom 15.10.2004 (Statut für ein länder- und hochschulübergrei-
fendes Akkreditierungsverfahren sowie Eckpunkte für die Weiterent-
wicklung der Akkreditierung in Deutschland), ferner Gesetzentwurf 
zur Errichtung einer Stiftung „Akkreditierung von Studiengängen in 
Deutschland“ vom 15.10.2004.
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Studiengänge, ersetzt allerdings nicht die staatliche 
Genehmigung eines Studienganges. Die notwendigen 
länderspezifi schen rechtlichen Neuregelungen (i.d.R. 
durch Verordnungen) sind nach Auskunft durch die 
Hochschulrektorenkonferenz noch nicht fl ächende-
ckend realisiert. Daneben sind Gewinnerzielungsinte-
ressen der Akkreditierungsagenturen auf den ersten 
Blick nicht zu erkennen, da es sich in der Regel um 
gemeinnützige Vereine handelt (kostendeckende Akti-
vitäten analog zu non-profi t-Organisationen). 

Innerhalb dieser „Vereine“ sind nach näherem 
Hinsehen dennoch wirtschaftliche Interessen aus-
zumachen. Diese bestehen in der Schaffung von 
Dienstleistungsarbeitsplätzen für die Bearbeitung 
(Beratung und Prüfung) der Anträge für neu einzurich-
tende BA-/MA-Studiengänge. Infolge der Marktenge, 
es gibt nur wenige Akkreditierungsagenturen6, lassen 
sich überhöhte Akkreditierungspreise erzielen. Diese 
dürften sich in entsprechend hohen Gehältern der Ge-
schäftsführer in den Akkreditierungsagenturen, die als 
Kosten deklariert sind, niederschlagen.

Ferner entsteht zusätzlich der Verdacht, dass auch 
noch gruppenspezifi sche Interessen in den Akkreditie-
rungsagenturen vorhanden sein könnten. Betrachtet 
man die Zusammensetzung der so genannten Gut-
achtergruppen der jeweiligen Akkreditierungsagentu-
ren („Peers“), so fi ndet man dort – obwohl die jewei-
ligen Mitglieder derzeit weitgehend verdeckt gehalten 
werden – Vertreter aus der „Berufspraxis“, d.h. wohl 
aus der Wirtschaft und auch aus den Gewerkschaften, 
und „Fachvertreter“.  

Die Akkreditierungsagenturen werden allerdings 
bezüglich ihrer Kontrollarbeit durch einen übergeord-
neten „Akkreditierungsrat“ überwacht. Dabei ist zu 
hoffen, dass die oben genannten Probleme wahrge-
nommen werden.

Derzeit stehen die bereits agierenden Akkreditie-
rungsagenturen vor folgenden vorgesehenen Prüfauf-
gaben in Bezug auf die eingereichten neuen Studien-
ordnungen für einzelne Fachrichtungen:

• Die Analyse der von den Hochschulen vorgelegten 
Ausführungen zum so genannten berufsqualifi zie-
renden Profi l. 

• Die kritische Durchsicht der Darlegungen des jeweili-
gen Antragstellers zur so genannten „Employability“ 
des einzelnen Fachstudienganges.

• Die Überprüfung der fachlichen Vergleichbarkeit mit 
parallelen Studiengangsentwürfen, d.h. die Sicher-
stellung der Vergleichbarkeit nationaler und interna-
tionaler Qualitätsinhalte.

• Die Einhaltung formaler Kriterien wie BA-/MA-Stu-
diendauern sowie Übergangsschwellen von BA- in 
MA-Studiengänge.

Neutralität der Akkreditierungsagenturen 
zu erwarten?

Folgende Akkreditierungsagenturen sind bereits 
für die oben genannte Prüfung und Zulassung wirt-
schaftswissenschaftlicher Studiengänge7 tätig:

• Die zentrale Evaluations- und Akkreditierungsagen-
tur Hannover (ZEVA) (eine gemeinnützige Einrichtung 
niedersächsischer Hochschulen),

• Die Foundation for International Business Adminis-
tration Accreditation (FIBAA) (eine Schweizer Bun-
desstiftung),

• Das Akkreditierungs-, Certifi zierungs- und Qualitäts-
sicherungs-Institut (ACQUIN) (ein gemeinnütziger 
Verein),

• Die Agentur für Qualitätssicherung durch Akkreditie-
rung von Studiengängen (AQAS) (ein gemeinnütziger 
Verein).

Es bleibt zu vermuten, dass die Vertreter in den 
Akkreditierungsagenturen sowohl wirtschaftliche Inte-
ressen der Unternehmen verfechten werden, d.h. die 
Produktion von betriebsspezifi sch zu verwertendem 
Humankapital zur Vermeidung zusätzlicher betrieb-
licher Einarbeitungs- und Weiterbildungskosten, als 
auch gewerkschaftliche Interessen geltend machen 
werden, wie eine möglichst hohe Einordnung der er-
worbenen fachspezifi schen Qualifi kationen in obere 
Vergütungsgruppen und Arbeitsplatzsicherheit. Ferner 
werden die beteiligten Fachvertreter in den Akkreditie-
rungsagenturen die Interessen ihrer jeweiligen Hoch-
schule, der sie angehören, verfolgen, was vor allem 
die Ressourcenlegitimierung für den zu begutachten-
den Studiengang und die Reputationsmaximierung 
beinhalten dürfte.

Die erwähnte Zusammensetzung in den Akkreditie-
rungsagenturen ist daher nicht als neutral im Hinblick 
auf die Qualitätsprüfung des „Produkts“ einzustufen.

Probleme des Prüfkriteriums „Employability“ 

Es ist zunächst die so genannte „Berufsqualifi zie-
rung“ eines neu einzurichtenden Studienganges durch 
die Akkreditierungsagenturen zu prüfen, z.B. ein BA 
oder MA in Betriebs- oder Volkswirtschaftslehre bzw. 

6 Vgl. dazu die genannten Andrangsziffern durch H.-U. E r i c h s e n  
(Vorsitzender des Akkreditierungsrates der Kultusministerkonferenz/
Hochschulrektorenkonferenz (KMK/HRK)). Dort wird angeführt, dass 
im Sommersemester 2005 2925 BA-/MA-Studiengänge angeboten 
werden, wovon aber nur 716 bereits akkreditiert sind (rund 25%) (In-
terview im Tagesspiegel vom 15.2.2005).

7 Vorhanden sind noch weitere Akkreditierungsagenturen (z.B. für 
kultur- und sprachwissenschaftliche Studiengänge), die hier nicht 
angeführt werden sollen.
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in den ingenieurwissenschaftlichen Fachrichtungen 
oder in kulturwissenschaftlichen Fachrichtungen, un-
ter anderem Anglistik, Germanistik usw. Eine solche 
Beurteilung erfolgte bei früheren Studienreformen 
durch die Fachvertreter an den jeweiligen Hochschu-
len und durch die Kultusministerien. Diese Betrach-
tungsweise war angebotsseitig verankert und beruht 
im Wesentlichen auf der fachlichen Kenntnis der 
verantwortlichen Hochschullehrer/Innen, die über das 
entsprechende Fachwissen verfügen – einschließlich 
des permanenten Einbezugs  neuer Forschungsergeb-
nisse im jeweiligen Fachgebiet.

Diese Vorgehensweise hat sich aus der Sicht der 
Berufsforschung für hochqualifi zierende Studiengän-
ge als durchaus angemessen erwiesen und führte zu 
einer hohen Qualität der Studienangebote in Deutsch-
land – auch im internationalen Vergleich. Sicherlich 
sind Trägheiten bei der Veränderung von Studienin-
halten (z.B. Stoffüberfrachtungen) zu beklagen, aber 
an der Relevanz bezüglich der Berufsqualifi zierung 
zeigten sich kaum gravierende Mängel (z.B. bei der 
Vermittlung von Basis- und Schlüsselqualifi kationen). 
Dies wird belegt durch die hohe Arbeitsmarktakzep-
tanz der herkömmlichen Studiengänge.

Problematisch ist allerdings das neu aufgeworfene 
Prüfkriterium der so genannten „Employability“. Bei 
diesem Begriff handelt es sich um eine äußerst un-
glückliche „Anglifi zierung“, die kaum ein Äquivalent 
in der deutschen Sprache fi ndet. Man könnte zu-
nächst darunter „Beschäftigungsfähigkeit“ verstehen 
und damit auf die individuelle Seite abstellen, auf 
die zu vermittelnden qualifi katorischen Fähigkeiten 
und Kenntnisse für die Nachfrager des Produkts 
„hochqualifi zierende Ausbildung“. Allerdings werden 
die qualifi katorischen Inhalte weitgehend von den 
derzeitigen und zukünftigen Anforderungen des Be-
schäftigungssystems bestimmt.  Insofern wird ein 
arbeitsmarktseitiges Element als weiteres Beurtei-
lungskriterium eingeführt. Dies betrifft vornehmlich die 
Einschätzung voraussichtlicher Verwertungschancen 
des Produkts „hochqualifi zierende Ausbildung“. Es 
soll damit vermutlich ein Beitrag zur Verringerung der 
Nutzenunkenntnis auf der Seite des Ausbildungsnach-
fragers geleistet werden. 

Die Tragweite der Einführung dieses weiteren Be-
urteilungskriteriums ist jedoch übersehen worden. 
Die Berücksichtigung der „Employability“ als Annah-
me- oder Ablehnungskriterium eines neuen fachrich-
tungsspezifi schen Studienganges setzt voraus, dass 
belastbare Informationen über die potentielle Ver-
wertbarkeit eines neuen spezifi schen BA-/MA-Fach-
richtungsstudienangebots in der Arbeitswelt bereits 

jetzt zur Verfügung stehen bzw. in Zukunft gewonnen 
werden können.

Vor diesem Hintergrund hat der Verfasser an die vier 
oben genannten Akkreditierungsagenturen folgende 
Fragen gerichtet, die sich hier nur ausschnittsweise 
auf die Wirtschaftswissenschaften beziehen:

• Auf welchen Grundlagen beruht die Beurteilung der 
Arbeitsmarktakzeptanz (so genannte „Employabili-
ty“) bei wirtschaftswissenschaftlichen Studiengän-
gen, die akkreditiert werden sollen? Hierzu wurden 
dezidierte Quellenangaben zu den verwendeten 
Informationen über die Einschätzung der Arbeits-
marktchancen der BA-/MA-Absolventen erbeten.

• Welche Mitglieder/Institutionen sind in den Entschei-
dungsgremien der jeweiligen Akkreditierungsagen-
turen vertreten? Welche Honorare werden für die 
„Peers“ gezahlt?

Auf die genannten Fragen hat lediglich die Foun-
dation for International Business Administration 
Accreditation (FIBAA) ausführlich geantwortet. Vom 
Akkreditierungs-, Certifi zierungs- und Qualitätssiche-
rungs-Institut (ACQUIN) und der Agentur für Qualitäts-
sicherung durch Akkreditierung von Studiengängen 
(AQAS) gibt es keine Rückmeldung. Die Zentrale 
Evaluations- und Akkreditierungsagentur Hannover 
(ZEVA) hat in Kurzform geantwortet, und zwar nur mit 
dem Hinweis, dass die Antragsteller dezidierte Aus-
führungen zum berufsqualifi zierenden Profi l und zur 
Employability vorlegen sollen, die einer Überprüfung 
durch die Gutachtergruppe (Vertreter der Berufspra-
xis, Fachvertreter usw.) standhalten. Soweit es sich 
um Erstakkreditierungen handelt, so geht die ZEVA 
allerdings davon aus, dass möglicherweise nicht mehr 
als plausible Überlegungen des Antragstellers geliefert 
werden. Bei einer Reakkreditierung soll ferner der 
Verbleib der Absolventen als Kriterium herangezogen 
werden. Außerdem ist ZEVA nicht bereit, die Peers zu 
nennen.

Die Foundation for International Business Adminis-
tration Accreditation (FIBAA) nennt hingegen die mit-
wirkenden Peers (Fachvertreter, Firmenvertreter) und 
verweist auf eine Reihe von Literaturen zur Berufsqua-
lifi zierung und Employability. Die genannten Studien 
lassen sich in zwei Gruppen einteilen:

• Vorhandene empirische Befunde zur Employability 
(Erhebungen, Fallstudien),

8 Vgl. z.B. GMAC-Council (Graduate Management Admission Council 
– Bologna Project): The Future of Graduate Management Education 
in the Context of the Bologna Accord, Draft Version, Advance Copy 
(unveröffentlicht).
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• Berufstheoretische Untersuchungen8 (in der Regel  
theoretische Analysen zur Berufsfähigkeit, Skills und 
Arbeitsmarktakzeptanz).

Wenig belastbare empirische Befunde

Bei der Durchsicht der genannten empirischen 
Befunde, auf die verwiesen wird, stellt sich jedoch 
heraus, dass diese nicht als belastbar anzusehen 
sind. Genannt wird vor allem eine Studie des Instituts 
der deutschen Wirtschaft Köln (iw)9 mit einem Befra-
gungsumfang von 672 Unternehmen  im Zeitraum 
Mai bis Juni 2004 bei einer Rücklaufquote des ergän-
zenden Fragebogens mit dem Themenschwerpunkt 
„Fachkräftebedarf und Bewerberqualifi kation“ von 
14%. Eine solche niedrige Fallzahl, verbunden mit 
einer ungeklärten Repräsentativität, vor allem wenn 
die Antwortbereitschaft der Unternehmen so niedrig 
ausfällt, ist nicht als hochrechenbar einzustufen.

Auch eine weitere Studie des Hochschul-Informati-
ons-Systems (HIS)10, die Befragung von Bachelorab-
solventen der Prüfungsjahre 2002 und 2003 mit 1435 
beantwortete Fragebögen und einer Rücklaufquote 
von rund 40% ist nicht als repräsentativ anzusehen, 
vor allem dann, wenn diese Fälle nach einzelnen 
Fachrichtungen und weiteren Merkmalen differenziert 
werden. Lediglich multivariate Analysen, z.B. in Bezug 
auf die Bestimmungsgründe einer nachfolgenden Er-
werbstätigkeit bzw. eines MA-Weiterstudiums, dürften 
verwertbare Erkenntnisse über die „Employability“ 
liefern. Solche Analysen sind vom Hochschul-Informa-
tions-System jedoch nicht vorgenommen worden.

Die in der Literatur verfügbaren berufstheoretischen 
Grundlagen sind zwar für sich genommen durchaus 
von Relevanz, vor allem im Hinblick auf die Beurteilung 
des berufsqualifi zierenden Profi ls eines beantragten 
Studienganges. Beurteilungskriterien für die „Emplo-
yability“ sind daraus hingegen nicht zu gewinnen.

Vor diesem Hintergrund dürften die Akkreditie-
rungsagenturen kaum in der Lage sein, die Nutze-
nunkenntnis der Ausbildungsnachfrager nach BA-
/MA-Studiengängen zu verringern bzw. zu beseitigen. 
Es ließe sich zwar vermuten, dass die Vertreter aus 
der „Berufspraxis“ in den Peer-Gruppen in der Lage 
sind, die „Employability“ zutreffend einzuschätzen. 
Diese Hypothese ist aber deshalb zu verwerfen, weil 
die Berufspraxisrepräsentanten in der Regel nur über 
Ausschnittswissen in ihrem jeweiligen Firmenbereich 
verfügen, nicht aber über Kenntnisse der Gesamtheit 
der jetzigen und zukünftigen Arbeitsplatzanforde-
rungen. Hinzu kommt, dass die Einschätzungen der 

„Employability“ durch die Berufspraxisrepräsentanten 
in höchstem Maße subjektiv eingefärbt sind und damit 
einer objektiven wissenschaftlichen Überprüfung nicht 
standhalten.

Schlussfolgerungen

Die geplante hochschulweite Einführung von BA-
/MA-Studiengängen in Deutschland ist nur im Hinblick 
auf die erforderliche effektive Verkürzung der Studien-
zeiten in Deutschland zu vertreten. Die beabsichtigten 
strengen Studienzeitfestlegungen für die BA-/MA-Stu-
diengänge können hierzu einen Beitrag leisten. Damit 
verringert sich auch die Unsicherheit über die Ausbil-
dungskosten, da die jeweiligen Ausbildungsdauern 
klar festgelegt sind.

Die Installierung von Akkreditierungsagenturen ist 
jedoch  wie oben ausgeführt – in vielerlei Hinsicht als 
problematisch einzustufen:

• Die Nutzenunkenntnis auf der Nachfrageseite wird 
durch die Aktivitäten der Akkreditierungsagenturen 
nicht verringert, da diese keinerlei Informationen 
über die zukünftigen Erträge der neu zu erwerben-
den Qualifi kationen (BA- bzw. MA-Abschluss) bereit-
stellen.

• Die Prüfung des angebotenen neuen „Produkts“ 
durch die Akkreditierungsagenturen führt nicht zu 
einem Abbau der Informationsdefi zite bezüglich 
der Angebotsqualität des Bildungsgutes, da diese 
Prüfung nicht neutral erfolgt. Vielmehr verzerren Ei-
geninteressen der Akkreditierungsagenturen sowie 
gruppenspezifi sche Interessen das Prüfergebnis im 
Hinblick auf die ohnehin problematische Einschät-
zung der Berufsqualifi zierung und vor allem der „Em-
ployability“. Hervorzuheben ist besonders, dass die 
Interessen der Arbeitgeberseite, die Einbindung von 
möglichst hohen Anteilen von betriebsspezifi sch zu 
verwertendem Humankapital in die neuen BA-/MA-
Studiengänge, die Flexibilität der Ausbildungsinhalte 
verengen dürften und damit die zukünftige Mobilität 
der Ausbildungsnachfrager am Arbeitsmarkt für 
Hochqualifi zierte eingeschränkt wird.

• Ferner sind langwierige Prüfverfahren infolge von 
schwierigen Verhandlungen zwischen den Grup-
penvertretern in den Akkreditierungsagenturen zu 
erwarten und bereits jetzt sichtbar.

Aus dieser Sicht sollten sich die Prüfaktivitäten 
der Akkreditierungsagenturen auf die Einhaltung der 
formalen Kriterien, d.h. auf die BA-/MA-Studiendau-
ern, die Übergangsschwellen von BA- in MA-Studi-
engänge und die fachliche Vergleichbarkeit paralleler 
Studiengangsentwürfe beschränken. Die inhaltliche 
Ausgestaltung der einzelnen Fachstudiengänge sollte 
demgegenüber den einzelnen Hochschulen und dort 
den Fachvertretern überlassen bleiben.

9 Vgl. C. K o n e g e n � G re n i e r : Akzeptanz und Karrierechancen 
von Bachelor� und Masterabsolventen deutscher Hochschulen, in: 
iw�trends, 3/2004, Köln. 

10 Vgl. K.�H. M i n k s , K. B r i e d i s : Der Bachelor als Sprungbrett? 
HIS�Kurzinformationen A3/A4, Hannover April 2005 (im Auftrag des 
Stifterverbandes für die Deutsche Wissenschaft).


